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Meinung

Drei Fliegen, 
eine Klappe
So gesehen Die Welt 

wird besser. Freiwillig und
im Affenzahn.

In dieser Woche gab es zwei
gute Nachrichten. Die erste:
Scheidungskosten sind steu-
erlich ab sofort nicht mehr
absetzbar, da sie nicht als
außergewöhnliche Belastun-
gen gelten. Die deutschen
Behörden betrachten die
Treue in personaler Ewig-
keit folglich als Ausnahme,
die Republik wird auch fis-
kalisch boheme. Wenige
Wochen nach dem parla-
mentarischen Willkommen
der Ehe für beinahe alle ist
das ein beherzter Schritt in
die Moderne mit all ihrem
erotischen und progressiven
Reichtum.

Dies gilt erst recht für die
zweite gute Nachricht der
Woche: Der Anteil von
Frauen in den Vorständen
von Deutschlands börsenno-
tierten Unternehmen ist bin-
nen eines Jahres um einen
halben Prozentpunkt gestie-
gen; wir nähern uns der
Sechs-Prozent-Marke. Und
das ohne Druck und Quote,
ganz von selbst. Wenn es in
diesem Tempo weitergeht,
sind wir nach gut 21 Jahren,
nämlich 2038, am erklärten
Ziel des Familienministe -
riums, ein Drittel der Vor-
standsposten weiblich be-
setzt zu sehen. Das wäre,
nach rund 5000 Jahren Patri-
archat, praktisch in einer
Viertelstunde. 

Es könnte sein, dass die-
ses Tempo manche klugen,
verantwortungsbewussten
Männer in Führungspositio-
nen überfordert. Die großen
Unternehmen sollten ent-
sprechende Erleichterungen
vorbereiten – Selbsthilfe-
gruppen, Anti-Stress-Semi-
nare, kommunikative 
Fortbildung. Für all das 
gibt es jetzt schon steuer -
liche Vorteile. Elke Schmitter

Kittihawk

Markus Feldenkirchen Der gesunde Menschenverstand

Armes Jamaika
Das einzige denkbare

Bündnis (neben der
Großen Koalition),
welches in allen Um-
fragen eine Mehrheit
hätte, ist die soge-

nannte Jamaika-Ko-
alition. Sie heißt so,

weil die Farben von FDP,
Grünen und Union auch auf der Flagge der
Karibikinsel Jamaika vertreten sind. Ich
fände, rein habituell, ja Coburg-Koalition
treffender, die Flagge des Landkreises Co-
burg weist jedenfalls dieselben Farben auf.
Aber vermutlich ist genau das der Gag bei
Jamaika: die Anmutung einer Spießer-Ko-
alition (funky Christian Lindner natürlich
ausgenommen) mit einem Hauch Verwe-
genheit zu würzen.

Jamaika steht für Reggae und ungezügel-
ten Marihuanakonsum. Letzteres passt im-
merhin, denn man muss schon einige Tü-
ten im Kopf haben, um Jamaika als Option
für Deutschland zu wollen. Wer an halb-
wegs stabilen Verhältnissen interessiert ist,
käme nüchtern jedenfalls nicht darauf.
Dauerstreit und Kämpfe wären program-
miert, ähnlich chaotisch sind allenfalls die
Prognosen für ein Bündnis aus FDP, Lin-
ken und AfD, über das derzeit glücklicher-
weise nicht diskutiert wird.

Schon Zweier-Koalitionen haben Streit-
potenzial, Dreier-Bündnisse sind äußerst
heikel. Eine Vierer-Koalition aber wäre ein
Hochsicherheitsrisiko, erst recht, wenn
 keiner der vier Beteiligten mit dem ande-
ren klarkommt. Man weiß gar nicht, wo
man anfangen soll. Grüne und FDP pfle-
gen traditionell eine innige Feindschaft. 

Bis heute kann es sich kaum ein Liberaler
verkneifen, die Grünen als verpeilte Budd-
ler von Krötentunneln zu verspotten. Die
Feindschaft zwischen FDP und CSU ist spä-
testens seit der letzten schwarz-gelben Ko-
alition zwischen 2009 und 2013 legendär,
als sich die Parteien gegenseitig als „Gur-
kentruppe“ oder „Wildsau“ bezeichneten.
Für die FDP waren diese Jahre ein trauma-
tisches Erlebnis, eine Zeit der Demütigung,
die manches Rachegelüst entfachte.

Wie die Grünen und die CSU klarkom-
men wollen, müsste auch noch geklärt wer-
den. Eine Koalition mit Horst Seehofer,
der Donald Trump für seine unkonventio-
nelle Art zu sprechen lobte und der dem
ungarischen Demokratiezerstörer Viktor
Orbán den Hof macht, müsste der grünen
Basis jedenfalls noch schmackhaft gemacht
werden. Schwer gestört ist schließlich das
Verhältnis zwischen CDU und CSU, auch
wenn dies in Zeiten des Wahlkampfes er-
folgreich vertuscht wird. Spätestens seit
Seehofer die Flüchtlingspolitik der Kanzle-
rin eine „Herrschaft des Unrechts“ nannte,
befinden sich die beiden im Endspiel ihrer
Zusammenarbeit. Zudem hat Seehofer
mehrfach versprochen, die CSU werde kei-
nen Koalitionsvertrag ohne eine feste
Obergrenze für Flüchtlinge unterschreiben.

Vermutlich würde es nicht lange dauern,
bis die Regierung der Karibikinsel den Vor-
wurf der Rufschädigung erhebt. Tatsächlich
würde das echte Jamaika mit seinem Zwei-
parteiensystem neben der gleichnamigen
Koalition wie ein Hort der Stabilität wirken.

An dieser Stelle schreiben Jakob Augstein, 
Jan Fleischhauer und Markus Feldenkirchen im Wechsel.


